Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1952 


03. 04. 74 


Sachgebiet 111 


Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Ekkehart Bainus, Emmerich, gegen die Güitigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19, November 1972 Az. 27/72 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

1. Verletzung des Wählerwillens durch Wahl der Hälfte der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages aufgrund mittelbarer 
Wahl 

2. Verletzung des Wahlgeheimnisses 

3. Verstößen gegen § 107 a StGB 

4. der Verfälschung des Stimmergebnisses durch die teilweise 
rechtswidrige Schaffung der Voraussetzungen zur Ausübung 
des Wahlrechts von Westberliner Bürgern durch Schein- 
wohnsitze im Wahlgebiet 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des Bun- 
destages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen. 
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c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE Bd. 4, 370 
[372 f.]). 


C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 27. März 1974 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With 

Vorsitzender 


Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtuingsangelegenhedt — Az. 27/72 — des Ekkehart Balnus, Emmeiiich, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deut/sdien Bundestag vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag iin seiner 


Sitzung 


am 


beschlossen: 


Der Wahleinsprudi wird zurückgewdesen. 


Tatbestand 


1. Mit Schreiben vom 19. November 1972 — über 
den Lands Wahlleiter von Nordrhein- Westfalen 
beim Deutschen Bundestag eingegangen am 27, 
Dezember 1972 — hat der Einspruchsführer Ein- 
sprudi gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung tragt er vor: 

a) Die Hälfte aller Bundestagsabgeordneten 
werden nur mittelbar gewählt. Unmittelbare 
Wahl sei Persönlichkeitswahl und schließe 
jedes Medium, Wahlmänner ebenso wie Par- 
teien aus. Hinzu komme, daß die meisten 
Kandidaten, die die Chance erhielten, im 
Wahlkreis durch ihre Persönlichkeit zu wir- 
ken und sich durchzusetzen, auf den verfas- 
sungswiidrigen Landesliisten „abgesichert" sei- 
en mit der Folge, daß sie selbst dann in den 
Bundestag einzögen, wenn ihnen durch den 
Wähler daß Mißtrauen ausgesprochen W'orde, 
da sie nicht gewählt würden. Dieses Verfah- 
ren stelle eine Verhöhnung des Wählerwil- 
lens dar, der so frustriert sei und genauso 
gut der Wahl fernbleiben könne. Diese durch- 
gefallenen Kandidaten genössen nur das Ver- 
trauen der Partei, nicht der Wähler. 


b) Die Vielfalt der Wahlzettel, gestaffelt nach 
Geschlecht usw. stelle eine Durchlöcherung 
der geheimen Wahl dar. 

c) Bundesweit hätten die Bürger mit einem zwei- 
ten Wohnsitz zweimal Einladungen zur Wahl 
erhalten. Damit sei klar, daß die Behörden 
den Überblick und die Kontrolle über die tat- 
sächlichen Wohnverhältnisse der Bürger ver- 
loren hätten. Dem „Miißbrauch" sei nichts ent- 
gegenzusetzen. Bestrafungen könnten ja erst 
hinterher erfolgen. 

d) Berliner Bürger hätten aufgrund eines fin- 
gierten Wohnsitzes in der Bundesrepublik 
an der Bundestagswahl teilnehmen dürfen. 
Das heißt, wer Geld habe, daß er sich einen 
zweiten Wohnsitz leisten könne, könne zwei- 
mal wählen. Damit feiere das Preußische 
Klassenwahlrecht fröhliche Urstände 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschloissen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahl Prüfungsgesetzes von der Anberau- 
mung einer öffentlichen mündlichen VeiChandlung 
A.bstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag ©ingegangen und auch begründet 
worden. Er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Soweit der Einspruchs führer geltend macht, die 
Wahl über eine Liste stelle eine Verhöhnung des 
Wählerwillens dar, kann diese Begründung nicht 
durchgreifen. Abgesehen davon, daß es der Deut- 
sche Bundistag in ständiger Praxis abgelehnt hat, im 


Rahmen des Wahlprüfun,gsverfahrens die Verfas- 
sung smäßigkeit von Gesetzen nachzuprüfen, hat das 
Bundeisverfassungsgericht festgestellt, daß die Wahl 
über eine Liste weder dem Grundsatz der Gleichheit 
der Wahl, noch den Wahlrechts grundsatz der Un- 
mittelbarkeit der Wahl verletze (vgl. BVerfGE 7, 
63 [71]). 

In der durch § 52 Abs. 2 BWG erölfneten Möglich- 
keit, in bestimmten Wahlbezirken Statistiken über 
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Geschlechts- und Altersgliederung der Wahlberech- 
tigten und Wähler unter BerückiSichtligung der 
Stimmabgabe für die einzelnen Wahl vor schlage zu 
erstellen, ist keine Verletzung des Grundsatzes der 
geheimen Wahl zu erblicken. Abgesehen davon, 
daß § 52 Abs. 2 Satz 2 BWG vorschreibt, daß die 
Trennung der Wahl nach Altersgruppen und Ge- 
schlechtern nur zulässig ist, wenn die Stimmabgabe 
der einzelnen Wähler dadurch nicht erkennbar wird, 
gilt auch hier die ständige Praxis des Wahlprüfungs- 
ausschusses, im Rahmen ides Wahlprüfungsverfah- 
rens nicht die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
nachzuprüfen. 

Auch die Behauptung des Einspruchsführers, bundes- 
weit hätten Bürger mit einem zweiten Wohnsitz 
zweimal Einladungen zur Wahl erhalten, kann nicht 
durchgreifen. Gemäß § 15 BWO werden in das Wäh- 
lerverzeichnis alle Wahlberechtigten eingetragen, 
idie am 35. Tage vor der Wahl (Stichtag) für einen 
Wahlbezirk bei der Meldebehörde angemeldet sind. 
Durch die Festlegung eines Stichtages sowie durch 
die Verpflichtung der Gemeindebehörden, .sich ge- 
genseitig über die Hauptwohnung eines Wahlbe- 
rechtigten zu verständigen, und ggf. den Wahlbe- 


rechtigten im Wählerverzeichnis zu streichen (vgl. 
§ 15 Abs. 1 Satz 3 BWO), wird eine zuverläsisige 
Erfassung aller Wahlberechtigten gewährleistet und 
eine Doppelwahl verhindert. Können behördliche 
Versehen und strafrechtliche Manipulationen ein- 
zelner Wahlberechtigter zwar auch nicht von vorn- 
herein ausgeschlossen werden, so hat der Ein- 
spruchsführer jedoch nichts dazu vorgetragen, daß 
derartige Fälle in so großem Umfange vorgekom- 
men wären, daß sie einen Einfluß auf das Wahl- 
ergebnis gehabt hätten oder hätten haben können. 

Aus den Nachprüfungen des Ausschusses ergibt sich, 
daß die Zähl der Westberliner Bürger, die unbefugt 
an der Bundestagswahl teilgenommen haben, nicht 
so groß ist, daß sie auf das Wahlergebnis Einfluß 
gehabt hat. Entsprechend der Rechtssprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, der sich ider Deutsche 
Bundestag an geschlossen hat (vgl. BVerfGE 4,370 
[372]) kann der Einspruchsführer seinen Einspruch 
somit nicht auf diese möglichen Wahlfehler stützen. 

Der Einspruch war daher lin vollem Umfang gern. § 6 
Abs. 1 a Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes Über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der alis Anlage beige- 
fügt list, unter iden dort genannten Voraussetzungen 
Beschwerde beim Bundesverfassung sgerilcht erho- 


ben werden. Sie muß binnen eines Monats seit der 
Beschlußfassung des Deutschen Bundestages — 

— beim Bundesverfassungsgericht ein- 

gegangen sein. 



